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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Das Dilemma 
einer kooperativen Stabilisierungspolitik
Renate Ohr, Essen

In diesen Tagen schlug zwar der Versuch des Bundeswirtschaftsministers fehl, die Konzertierte Aktion 
wiederzubeleben. Unbestritten dürfte aber sein, daß eine effiziente Konjunkturpolitik erschwert wird, so
lange es an wirksamen Koordinationsverfahren fehlt, um Investitionsentscheidungen, Lohnpolitik, Geld- 
und Finanzpolitik aufeinander abzustimmen. Der folgende Beitrag geht den Koordinierungsproblemen 
aus theoretischer Sicht nach und untersucht, ob die Theorie Wege zur Entwicklung neuer oder zur Wei
terentwicklung bestehender Koordinationsverfahren aufzeigt.

Eine effiziente Stabilisierungspolitik bedingt zwei 
Voraussetzungen: Einmal die Bereitwilligkeit der 

wirtschaftspolitischen Akteure, ihre individuellen Inter
essen gegebenenfalls der gesamtwirtschaftlichen 
Zielvorgabe unterzuordnen, zum anderen eine grup
penspezifische Enwartungsstruktur, die die konjunktu
relle Entwicklung realistisch einschätzt.

Nun gehört es aber zum Wesen einer marktwirt
schaftlichen Ordnung, daß die Wirtschaftssubjekte ihre 
Planungen über Produktion, Konsum und Verteilung 
primär am Eigeninteresse ausrichten und gesamtwirt
schaftliche Wirkungen ihrer Aktionen zunächst unbe
rücksichtigt lassen'.

So verfolgen die Unternehmen mit ihren Preis- und 
[Viengenentscheidungen vor allem Gewinn-, Umsatz- 
und Sicherheitsmaximen, die Gewerkschaften orien
tieren sich an den Verteilungs- und den Beschäfti
gungswirkungen für ihre Mitglieder, und die Bundes
bank hat vorrangig das Ziel der Geldwertstabilität vor 
Augen.

Die Tarifautonomie als ordnungspolitischer Aus
druck der verteilungspolitischen Neutralität des Staa
tes in der Auseinandersetzung zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern verhindert einen direkten Einfluß 
von Regierung und Zentralbank auf Höhe oder Struk-
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naie Wirtschaftsbeziehungen an der Universität 
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tur der Tariflöhne. Hier verbleibt allein der Konflikt zwi
schen dem Versuch der Unternehmer, durch Lohnko
stenminimierung ihre Rentabilitäts- bzw. Gewinnsitua
tion zu verbessern, und dem Ziel der Gewerkschaften, 
durch entsprechende Lohnsteigerungen die Lohnquo
te zu erhöhen. Bezüglich der gesamtwirtschaftlichen 
Zielsetzung ,,Vollbeschäftigung“ stehen sich dabei das 
Kostenargument der Arbeitgeberseite und das Kauf
kraftargument der Arbeitnehmerseite gegenüber.

Hat die gewerkschaftliche Strategie in der Tarifaus
einandersetzung zunächst Erfolg, so bietet sich den 
Unternehmern noch die Möglichkeit, die Lohnkosten
steigerung auf die Preise zu überwälzen, um den 
Stückgewinn konstant zu halten. Dies induziert aller
dings den Konflikt mit dem vor allem von der Bundes
bank vertretenen gesamtwirtschaftlichen Ziel der 
Preisniveaustabilität. Wird diesem Konflikt mit einer 
konsequenten restriktiven Geldpolitik begegnet, so 
entsteht durch Einschränkung der Überwälzungsspiel
räume die Gefahr eines Beschäftigungsrückgangs 
durch Angebotsreduzierung. Der Weg zu einer Lohn- 
Preis-Spirale mit Inflation und/oder Arbeitslosigkeit ist 
vorgezeichnet, ein Ergebnis, das auch den ureigen
sten Interessen beider Tarif parteien entgegensteht.

Vermieden wird eine solche Entwicklung nur, wenn 
relative Lohnzurückhaltung von seiten der Gewerk
schaften mit einer stabilitätsorientierten Preispolitik der

' Vgl. E. P r e I s e r : Die Zukunft unserer Wirtschaftsordnung,
5. Aufl., Göttingen 1968, S. 95,
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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Unternehmen verbunden ist. Was hält die Gruppen 
nun davon ab, sich in dieser Weise unter Umständen 
zu Lasten einer kurzfristigen, mit Sicherheit aber zu
gunsten einer mittelfristigen Wohlfahrtsmaximierung 
stabilitätskonform zu verhalten?

Preisniveaustabilität als öffentliches Gut

Die Realisierung einer inflationsfreien Vollbeschäfti
gungssituation ist eine gesamtwirtschaftliche Zielvor
stellung aller Wirtschaftsteilnehmer. Da jedoch nie
mand an der Inanspruchnahme von Vollbeschäftigung 
und Geldwertstabilität gehindert werden kann und dies 
auch nicht die Nutzung anderer Wirtschaftssubjekte 
beeinträchtigt, erscheint ein eigener Stabilitätsbeitrag 
auf der Basis einzelwirtschaftlicher Überlegungen als 
irrational, und zwar insbesondere unter der Annahme, 
daß die anderen ihren Beitrag zur Produktion dieser 
Güter leisten^.

Die Charakterisierung eines ,,öffentlichen Gutes“ als 
ein Gut, von dessen Konsum kein Mitglied der Ge
meinschaft ausgeschlossen werden kann (Nlchtaus- 
schließbarkeitsprinzip) und dessen zusätzliche Inan
spruchnahme durch einen Nutzer die Nutzungsmög
lichkeiten aller übrigen nicht einschränkt (Nichtrivali
tätsprinzip)®, trifft damit auf die genannten Stabilisie
rungsziele zu'* und beeinträchtigt deren freiwillige Be
reitstellung.

Aus Sicht einer Einzelgewerkschaft lohnt sich z. B. 
eine stabilitätsorientierte Tarifpolitik aus folgenden 
Gründen nicht: Die für die Bundesrepublik charakteri
stischen, gegenüber Dachverbänden tarifpolitisch au
tonomen und nach dem Industrieverbandsprinzip or
ganisierten Gewerkschaften vereinbaren jeweils regio
nal. begrenzte, branchenspezifische Tarifstrukturen, 
deren gesamtwirtschaftliche Auswirkungen von der 
Lohnpolitik aller anderen Gewerkschaften abhängen. 
Die lohnpolitische Zurückhaltung einer einzelnen Ge
werkschaft wirkt sich nun bei gegenläufigem Verhalten 
der anderen nicht nur kaum auf das Gesamtpreisni
veau aus, was eine Verschlechterung der vertikalen 
Einkommensverteilung durch sinkende Reallöhne be
dingt, sondern bedeutet zudem eine negative Entwick
lung der horizontalen Verteilungsposition (Schlechter
stellung der eigenen Mitglieder gegenüber den Mitglie
dern anderer Gewerkschaften)®. Entsprechend umge
kehrt würde sich bei stabilitätsbewußten Lohnab-

schlüssen der meisten anderen Gewerkschaften die 
Außenseiterposition lohnen, da sie höhere Löhne und 
eine bessere horizontale Einkommensposition be
inhaltet, ohne das Inflationsniveau negativ zu beein
flussen.

Für die Arbeitgeberseite ergeben sich gleichgela
gerte Überlegungen: Ein alleiniger Verzicht eines Un
ternehmens auf Preissteigerungen beeinflußt das In
flationstempo nur minimal und führt zunächst nur zu ei
ner Reduzierung des realen Stückgewinns. Dabei ist 
diese reale Stückgewinnsenkung eine sichere negati
ve Folge, während der mögliche positive Effekt auf den 
Absatz ungewiß ist®. Bei einer allgemeinen Preiszu
rückhaltung der Unternehmen dagegen spricht vieles 
für die Free-rider-Position, da höhere Preise nur eines 
Unternehmens das Gesamtpreisniveau kaum beein
flussen, so daß davon keine neuen höheren Lohnfor
derungen induziert werden und sich der Stückgewinn 
entsprechend erhöht.

Der einzelwirtschaftlich rationale Versuch aller, Au
ßenseiterpositionen einzunehmen, um die Kosten der 
Antiinflationspolitik (Zurückhaltung im Verteilungs
kampf, Nichtausnutzung des vollen Gewinnspiel
raums) auf andere zu verlagern, führt also zu einem 
allseits suboptimalen stabilitätspolitischen Zustand, für 
den jedoch keiner verantwortlich zeichnen will. Dies 
kennzeichnet auch den vermeintlichen Widerspruch 
zwischen dem allgemeinen Ruf nach Preisstabilität 
urid der geringen Bereitschaft, die entsprechenden 
Kosten (Reduzierung der eigenen Ansprüche an das 
Sozialprodukt) freiwillig mit zu übernehmen, da die 
Free-rider-Position lohnender erscheint^.

Prisoner’s Dilemma

Die hier dargestellten Interaktionen zwischen Ge
werkschaften, Unternehmen und Bundesbank, die 
durch den Versuch der individuellen Nutzenmaximie
rung zu gesamtwirtschaftlich stabilitätswidrigen Ver
haltensweisen führen können, lassen sich durch spiel
theoretische Ansätze analysieren. Mit Hilfe solcher 
Untersuchungsmethoden kann geprüft werden, ob 
sich eine Lösungsmöglichkeit für den Interessenkon
flikt eröffnet. Die Analyse der Verhaltensweisen und

 ̂ Vgl. H. B i b h e g g e :  Außenseiterproblem und Stabilisierungspo
litik, Tübingen 1979, S. 6.

 ̂ Vgl. M. S t r e i t :  Theorie der Wirtschaftspolitik, WISU-Texte, Düs
seldorf 1979, s. 48; R. A. M u s g r a v e ,  P. B. M u s g r a v e :  
Public Finance in Theory and Practice, 1973, 2. Aufl., New York, 
Kap. 3.

“ Entwickelt wurde dieser Ansatz zur Preisniveaustabilität als „öffent
liches Gut“ u. a. von H. M ö l l e r :  Bemerkungen zur Bekämpfung 
der Wachstumsinflation, in: Kyklos, Bd. 20 (1967), S. 200; und B. S. 
F r e y :  Inflation und Verteilung: Die Sicht der ökonomischen Theorie 
der Politik, in: WIST (1973), S. 458.

5 Vgl. H. R i b h e g g e , a. a, O., S. 25 ff.

® Vgl. ebenda, S. 16 ff.

'' Vgl. K. B 0 r c h a r d : StruktunA/Irkungen des Inflationsprozesses,
Sonderschrift des Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung, Nr. 28, Berlin 
1972, S. 9.
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deren stabilitätspolitischer Auswirkungen zeigt dabei 
eine typische Prisoner’s-Diiemma-Struktur®.

Ein Zweipersonenspiel wird als Prisoner’s Dilemma 
bezeichnet, wenn beiden Spielern jeweils zwei Strate
giealternativen offenstehen, deren unterschiedliche 
Kombinationen zu Gesamtergebnissen führen, wie sie 
in der folgenden ,,Auszahlungsmatrix“ der Nutzen
niveaus beider Spieler dargestellt sind:

Aj bzw. Bi mit i =  1,2 seien die möglichen Strategien 
der Spieler A und B. Die Nutzenniveaus der beiden 
Spieler werden durch aj bzw. b, mit j =  1,..4 angege
ben, wobei eine höhere Indexzahl eine höhere ordinale 
Rangstufe der Nutzenskala angibt. Da jeder der bei
den Spieler natürlich sein höchstes Nutzenniveau (a4 

bzw. b4 ) zu erreichen sucht, werden beide Spieler die 
aus ihrer individuellen Sicht optimale Strategie 2 an
streben. Die Kombination dieser beiden Strategien A2 

und B2 bewirkt allerdings für beide Akteure bedeutend 
geringere Wohlfahrtswerte als erhofft (3 2 , b2 ). Eine für 
beide Beteiligten günstigere Alternative wäre die Stra
tegienkombination A i, Bl mit den Nutzenniveaus as, 
ba. Dieses Verhaltensergebnis ist jedoch instabil, da 
jeder Spieler fürchtet, der Gegner werde die Maßnah
me 2 ergreifen und ihn selbst damit auf das Wohl
fahrtsminimum (ai bzw. bi) abdrängen, so daß schließ
lich beide Spieler immer wieder jeweils auf Strategie 2 
zurückkommen -  ein stabiles, aber insgesamt sub
optimales Ergebnis.

Im hier analysierten stabilitätspolitischen Kontext 
lassen sich z. B. die Unternehmerseite und die Ge
werkschaftsseite als Gegenspieler A und B auffassen, 
deren Strategien A i bzw. Bi jeweils einen stabilitäts
konformen, kooperativen Charakter haben (zurückhal
tende Preis- bzw. Lohnpolitik) und deren Maßnahmen 
A2 bzw. B2 stabilitätswidrige, aggressive Tendenzen

® Zur Theorie des Prisoner’s Dilemma vgl. R. L u c e ,  H. R a i f f a :  
Gamesand Decision, New York 1957, S. 90 ff.; sowie w . L e e :  Psy
chologische Entscheidungstheorie, Weinheim 1977, S. 306 ff.

® Vgl. im folgenden auch H. R I b h e g g e , a. a. 0 ., S. 39 ff.

Vgl. im folgenden C. von W e i z s ä c k e r :  Das Problem der Voll
beschäftigung heute, in: Zeitschrift für Wirtschafts- und Sozialwissen
schaften, Heft 1/1978, 8. 45 ff.

zeigen (Gewinnexpansion bzw. Lohndruck). Die Kom
bination A l, Bi bedeutet ceteris paribus eine infiations
freie Vollbeschäftigungssituation®. Ist diese gesamt
wirtschaftlich optimale Situation jedoch realisiert, so 
taucht das Außenseiterproblem auf. Beiden Tarifpar
teien erscheint es rational, bei anhaltender Vollbe
schäftigung durch Preiserhöhungen (A2 ) bzw. Lohn
steigerungen (B2) zu versuchen, die eigene Vertei
lungsposition zu verbessern. Solange der Gegenspie
ler sich noch stabilitätskonform verhält (Bi bzw. Ai), 
kann der Außenseiter auf Kosten des Tarifpartners und 
auf Kosten der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt (In
flationsschub) seine eigene Wohlfahrt steigern. Da je 
doch keine der Tarifparteien auf Dauer eine vertei
lungspolitische Diskriminierung hinnehmen will, wird 
deren Reaktion zu einem entsprechenden Lohndruck 
(bei vorhergehender Gewinnexpansion) bzw. zu einem 
entsprechenden Preisschub (bei vorhergehender 
Lohndrift) führen (A2 , B2 ), was mit sich verfestigenden 
Inflationserwartungen verbunden ist. Verzichten Re
gierung und Bundesbank auf eine Alimentierung die
ser inflationären Entwicklung, so reagieren die mikro
ökonomischen Entscheidungsträger mengenmäßig 
und nicht preismäßig, und es kommt zur Stagflation.

Da die Ausprägungen des Prisoner’s Dilemma der 
Stabilitätspolitik also auch wesentlich vom Verhalten 
der Bundesbank als d e r ,,Hüterin des Geldwertes“ ab
hängen, sei der Konflikt am Beispiel der Interaktionen 
zwischen tarifpolitischen und geldpolitischen Strate
gien nochmals konkretisiert^“ .

Während die Tarifpolitik der Gewerkschaften wieder 
entweder kooperativ stabilitätsorientiert oder aktiv 
umverteilungsorientiert sein kann, steht der Bundes
bank eine restriktive, antiinflationäre oder eine expan
sive, Preisspielräume gewährende Geldpolitik offen. 
Die gesamtwirtschaftlichen Resultate der verschiede
nen Strategiekombinationen zeigt die Matrix.

Da die Bundesbank ihrer Aufgabe und Funktion 
nach das Ziel der Preisniveaustabilität intensiver ver
folgt als das Ziel der Vollbeschäftigung und die Einzel
gewerkschaften vor allem die Optimierung der eigenen

Bundesbank

Gewerkschaften^.

expansiv restriktiv

kooperativ
Vollbeschäftigung 
mittlere Löhne 
geringere Inflation

recht hohe 
Beschäftigung 
niedrige Löhne 
keine Inflation

aktiv zeitweise hohe 
Beschäftigung 
hohe Löhne 
hohe Inflation

geringe 
Beschäftigung 
mittlere Löhne 
mittlere Inflation
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Lohnstruktur bezwecken und auf eine Vollbeschäfti
gungsgarantie der staatlichen Fiskalpolitik vertrauen, 
wird die Bundesbank bei jeder gewerkschaftlichen 
Strategie einen restriktiven Kurs bevorzugen, und die 
Gewerkschaften werden im allgemeinen bei jeder 
geldpolitischen Maßnahme der umverteilungsorientier
ten Strategie den Vorzug geben. Diese Kombination 
einer relativ aggressiven gewerkschaftlichen Politik mit 
einer restriktiven Politik der Bundesbank führt jedoch 
zu dem von keiner Seite gewünschten Resultat einer 
Stagflationären Entwicklung, während die Verbindung 
einer zurückhaltenden Lohnpolitik mit einer expansi
ven Geldpolitik durch eine relativ preisstabile Vollbe
schäftigungssituation beiden Parteien einen höheren 
Zielerreichungsgrad gewähren würde.

Unsicherheit als Instabilitätsfaktor

Eine Hauptursache dieser suboptimalen Verhaltens
weisen der stabilisierungspolitischen Entscheidungs
träger ist die Unsicherheit über die Aktionen und Reak
tionen der anderen konjunkturpolitisch relevanten 
Gruppen bzw. allgemein über die künftige konjunktu
relle Entwicklung. Die Zurechnung von Handlungser
gebnissen zu bestimmten Handlungen bestimmter Ak
teure ist daher ex ante nicht voll objektivierbar" und 
muß mit subjektiven Erwartungswerten gewichtet wer
den.

Diese Unsicherheit über die Auswirkungen eigener 
Maßnahmen ist dabei nicht nur in der notwendigen Er
wartungsbildung über die Reaktionen der stabilitätspo
litischen Gegenspieler begründet, sondern auch in der 
Unkenntnis von Aktionen anderer Mitglieder der eige
nen Gruppe. Die Erwartung eines stabilitätswidrigen 
Verhaltens der eigenen Gruppenmitglieder läßt ein al
leiniges stabilitätsorientiertes Handeln als nutzlos er
scheinen, und ebenso läuft die Gruppe als Gesamtheit 
immer Gefahr, bei einem eigenen stabiiitätsbewußten 
Agieren durch die Außenseiterposition der gegneri
schen Gruppe übervorteilt zu werden.

Auch die Erwartungsbildung über die künftige Kon
junkturlage kann zu weiteren Instabilitäten führen. So 
müssen die Tarifparteien z. B. bedenken, daß sie unter 
Umständen einem Aufschwung dadurch die Grundla
ge entziehen, daß sie ihn in ihren Tarifabschlüssen be
reits vorwegnehmen’ .̂ Denn wird von allen im Vertrau
en auf ein stabilitätsbewußtes Verhalten der jeweils 
anderen Träger der Konjunkturpolitik versucht, eine 
Außenseiterposition einzunehmen, so kann der einkal
kulierte, die Verteilungsspielräume gewährende Auf
schwung gar nicht zustande kommen.

"  Vgl. C. von W e i z s ä c k e r ,  a. a. O., S. 47.

Welchen Weg gibt es nun, um dieser Prisoner’s-Di- 
lemma-Situation zu entgehen und die einzelwirtschaft
lichen Akteure zu überzeugen, ihre Entscheidungen an 
der gesamtwirtschaftlichen Zielvorgabe auszurichten?

Kooperative Lösung

Der Ansatzpunkt zur Lösung des stabilitätspoliti
schen Konflikts ist die Verringerung der Unsicherheit 
über das Verhalten der anderen Wirtschaftsteilneh
mer. Gegenseitige Informationen über die jeweiligen 
Absichten und Ziele führen dazu, daß die Problematik 
und die Auswirkungen der Prisoner’s-Dilemma-Situa- 
tion erkannt werden. Wenn deutlich wird, daß die für je
de Partei ceteris paribus am attraktivsten erscheinen
den Maßnahmen zu Strategiekombinationen führen, 
die sowohl aus gesamtwirtschaftlicher als auch aus in
dividueller Sicht suboptimal sind^®, so ist der Grund
stein für eine Revision der Verhaltensweisen gelegt. 
Aus dieser Erkenntnis folgt die Einsicht in die Notwen
digkeit eines koordinierten, kooperativen Verhaltens 
mit dem Versuch, durch gemeinsame Absprachen 
über die strategischen Maßnahmen die Einnahme von 
stabilitätswidrigen Außenseiterpositionen zu verhin
dern.

Dabei kommt es nicht nur auf die Informations- und 
Koordinationsbereitschaft zwischen den und insbe
sondere innerhalb der Tarifparteien an, sondern auch 
auf die diesbezügliche Mitarbeit von Bundesbank und 
Regierung. Verkündet die Regierung z. B. rechtzeitig 
und glaubhaft, daß sie mit Unterstützung einer restrikti
ven Geldpolitik der Bundesbank eine konsequente, 
antiinflationäre Nachfragesteuerung anstreben wird, 
und dies gegebenenfalls auch auf Kosten der Vollbe
schäftigung, so wird dies die Tarif parteien eher von de
stabilisierenden Preis- und Lohnforderungen abhal- 
ten^'' als bei ungewissen Erwartungen über die Zielset
zungen dieser konjunkturpolitischen Entscheidungs
träger. Allerdings bietet nur eine Gestaltung der koo
perativen Beziehungen, die mehr als einen rein infor
mellen Charakter aufweist und eine Koordinierung der 
Einzelaktivitäten der Beteiligten durch Verhandlung 
und bindende Abmachungen beinhaltet, einen mögli
chen Schutz vor dem Außenseiterproblem.

Erweiterte Konzertierte Aktion

In der Praxis wurde versucht, eine effiziente Koope
ration zwischen der Regierung und den Wirtschafts-

Vgl. Sachverständigenratsgutachten (1978), Ziff. 385.

Vgl. H. R i b h e g g e , a. a. 0 „  S. 42.

Vgl. C. von W e i z s ä c k e r :  Grenzen der traditionellen Global
steuerung, in: Jafirbücher für Nationalökonomie und Statistik, Bd. 189 
(1974), S. 19.
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verbänden durch die Schaffung der Konzertierten Al<- 
tion'®, d. h. durch gleichzeitiges und aufeinander abge
stimmtes Verhalten der Gebietskörperschaften, Ge
werkschaften und Unternehmensverbände, zu errei
chen. Die Konzertierte Aktion lieferte die organisatori
schen Rahmenbedingungen für die Vorgabe von 
Orientierungsdaten der Bundesregierung zur Ex-ante- 
Koordination der Entscheidungen der übrigen konjunk
turpolitisch relevanten Gruppen. Als wesentlicher 
Mangel dieses Konzepts freiwilliger Verhaltensabstim
mungen erwies sich die Tatsache, daß die Koordinie
rungsgremien keine Entscheidungsbefugnis hatten 
und damit die getroffenen Vereinbarungen unverbind
lich blieben'® und die einzelwirtschaftlichen Entschei
dungsträger aufgrund irrationaler Erwartungen weiter
hin den Versuch der individuellen Nutzenmaximierung 
vorzogen.

Zur Vermeidung solcher Entwicklungen wäre der 
Einbau von Mechanismen notwendig, die die Einnah
me von Außenseiterpositionen nicht mehr lohnend ma
chen. Dies wäre z. B. ein glaubhaft vorangekündigter 
Stabilitätskurs von Bundesbank und Bundesregierung 
und der Verzicht auf die Zusage einer Vollbeschäfti
gungsgarantie des Staates. Auf der Basis einer sol
chermaßen konsistenten Stabilitätspolitik des Staates 
könnte die Bildung rationaler Erwartungen'^ bei allen 
Gruppen, insbesondere auch den tarifpolitisch kompe
tenten Einzelverbänden, gefördert werden. Hierzu bö
te sich eine um die wichtigsten Einzelverbände erwei
terte Konzertierte Aktion als ein geeigneter institutio
neller Rahmen an.

Internationale Relevanz

Eine kooperative Stabilisierungspolitik, die die indivi
duellen Interessengegensätze durch Betonung der ge
meinsamen Verantwortlichkeit für gesamtwirtschaftli

che Zielsetzungen zu mildern sucht, ist nun nicht nur 
im nationalen, sondern auch im internationalen Rah
men von Relevanz. Zwar können -  gerade im System 
flexibler Wechselkurse — die nationalen Regierungen 
zunächst unabhängige Stabilisierungspolitiken verfol
gen, doch sind diese immer mit Auswirkungen auf die 
ausländische Wirtschaftsentwicklung verbunden und 
führen dort unter Umständen zu Gegenreaktionen, die 
für das Inland negativ sind. Eine genaue Kenntnis der 
in- und ausländischen Wirkungen nationaler w irt
schaftspolitischer Maßnahmen und eine Analyse des 
strategischen Verhaltens beider Länder sind auch hier 
der erste Schritt zur Vermeidung von Prisoner's-Di- 
lemma-Situationen'®. Internationale Koordinationsgre
mien, die durch kooperative Absprachen destabilisie
rende, für alle beteiligten Länder suboptimale Außen
seiterpositionen verhindern könnten, sind daher mit ei
ner wachsenden weltweiten ökonomischen Interde
pendenz nationalen Einzelentscheidungen überlegen.

In der Realität steht jedoch die internationale koope
rative Stabilisierungspolitik vor den gleichen Proble
men bei der realen Durchführung wie die hier gezeig
ten Ansätze der nationalen kooperativen Stabilisie
rungspolitik. Die sich durch eine solche Politik eröff
nenden Chancen einer konfliktfreieren Lösung der In
teressengegensätze sprechen allerdings hier wie da 
für weitere Versuche einer praktischen Realisierung 
dieses theoretischen Konzepts.
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